
Bundesgerichtshof bestätigt Vorwurf des
Preismissbrauchs bei Wasserlieferungen
Kartellamt darf Wasserversorgungsunternehmen zur
Preissenkung verpflichten
Eine Preissenkungsverfügung der Hessischen Landeskartellbehörde, mit der diese den
Wasserversorger der Stadt Wetzlar, die enwag Energie und Wassergesellschaft mbH
(enwag), im Jahr 2007 verpflichtet hatte, die Wasserpreise um etwa 30% zu senken, ist
rechtmäßig. Dies entschied der Bundesgerichtshof.

Die enwag beliefert in der Stadt Wetzlar Haushalts- und Kleingewerbekunden mit Trink-
wasser. Seit dem 1. Januar 2003 hat sie dafür bei dem typischen Jahresverbrauch eines
Einfamilien-Hauses einen Preis von 2,35 €/m3 und bei dem typischen Jahresverbrauch ei-
nes Mehrfamilien-Hauses einen Preis von 2,10 €/m3 berechnet. Die Landeskartellbehörde
hat diesen Preis mit den Wasserpreisen von 18 anderen Wasserversorgungsunternehmen
aus dem gesamten Bundesgebiet verglichen und ist dabei zu dem Ergebnis gekommen,
dass er um etwa 30% überhöht ist. Mit Verfügung vom 9. Mai 2007 hat sie die enwag zu
einer entsprechenden Preissenkung für die Zeit bis zum 31. Dezember 2008 verpflichtet.
Das Oberlandesgericht Frankfurt am Main hat diese Anordnung auf die Beschwerde der
enwag als rechtmäßig bestätigt. Die dagegen gerichtete Rechtsbeschwerde der enwag
hatte keinen Erfolg.

Gründe für gerechtfertigte höhere Wasserpreise nicht ersichtlichGründe für gerechtfertigte höhere Wasserpreise nicht ersichtlichGründe für gerechtfertigte höhere Wasserpreise nicht ersichtlich

Nach der Entscheidung des Bundesgerichtshofs, der für die kartellrechtliche Missbrauchs-
kontrolle von Wasserpreisen grundsätzliche Bedeutung zukommt, sind öffentliche Wasser-
versorger der verschärften kartellrechtlichen Missbrauchsaufsicht nach § 103 Abs. 5, § 22
Abs. 5 GWB idF der Bekanntmachung vom 20. Februar 1990 unterworfen. Diese Vor-
schriften ermöglichen es der Kartellbehörde, einen Preismissbrauch von Versorgungsun-
ternehmen durch einen Vergleich mit den Preisen gleichartiger Versorgungsunternehmen
festzustellen, und legen dem betroffenen Unternehmen auf, seine höheren Preise zu recht-
fertigen. Diese Vorschriften sind zwar für Strom- und Gasversorger schon 1999 außer
Kraft getreten, gelten aber – wie der Bundesgerichtshof näher begründet hat – entgegen
der Auffassung der enwag für die Wasserversorger weiter. Ihr Anwendungsbereich darf,
wie in der Entscheidung ferner betont wird, auch nicht dadurch zu sehr eingeschränkt wer-
den, dass an die Feststellung der Gleichartigkeit der Vergleichsunternehmen überhöhte
Anforderungen gestellt werden. Ausgehend von diesen Grundsätzen hat die nähere Über-
prüfung der Preissenkungsverfügung der Hessischen Kartellbehörde keinen Rechtsfehler
ergeben. Umstände, die ihre höheren Wasserpreise rechtfertigen könnten, hat die enwag
nicht nachgewiesen.

Kartellamt hat keine Befugnis gegen zurückliegende Abrechnungszeiträume MaßnahmenKartellamt hat keine Befugnis gegen zurückliegende Abrechnungszeiträume MaßnahmenKartellamt hat keine Befugnis gegen zurückliegende Abrechnungszeiträume Maßnahmen
einzuleiteneinzuleiteneinzuleiten



Soweit die Kartellbehörde darüber hinaus – um den betroffenen Kunden die Rückforde-
rung bereits geleisteter Rechnungsbeträge zu erleichtern – die Feststellung ausgespro-
chen hat, die Wasserpreise der enwag seien schon seit dem 1. Juli 2005 – also bereits
vor dem Erlass der Verfügung – entsprechend überhöht gewesen, hatte der Bescheid kei-
nen Bestand. Wie schon die Vorinstanz hat der Bundesgerichtshof angenommen, das gel-
tende Recht ermächtige die Kartellbehörde lediglich zu einem zukunftsgerichteten Ein-
schreiten, nicht aber zu für zurückliegende Abrechnungszeiträume geltenden Maßnahmen.
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Kartellrechtliche Missbrauchskontrolle von Wasserpreisen

Am 17. November 2009 verhandelt der Kartellsenat des Bundesgerichtshofs über die
Rechtsbeschwerden in einem Preismissbrauchsverfahren gegen den Wasserversorger der
Stadt Wetzlar. Der enwag Energie und Wassergesellschaft mbH (enwag), deren Mehr-
heitsgesellschafterin die Stadt Wetzlar ist, wird vorgeworfen, von ihren Haushalts- und
Kleingewerbekunden um etwa 30% überhöhte Wasserpreise verlangt zu haben.

Das Hessische Wirtschaftsministerium als Landeskartellbehörde für Energie und Wasser
hat die enwag mit einer bis zum 31.12.2008 befristeten Verfügung vom 09.05.2007 zu ei-
ner entsprechenden Preissenkung verpflichtet. Der 1. Kartellsenat des Oberlandesgerichts
Frankfurt am Main hat dies bestätigt. Die enwag habe ihre marktbeherrschende Stellung
missbraucht, indem sie ungünstigere Preise als gleichartige Wasserversorgungsunterneh-
men gefordert habe.

Mit ihrer zugelassenen Rechtsbeschwerde macht die enwag u. a. geltend, der Preisunter-
schied zwischen ihr und den von der Landeskartellbehörde ausgewählten Vergleichsunter-
nehmen sei sachlich gerechtfertigt. Wegen erheblicher struktureller Unterschiede sowohl
bei der Wasserbeschaffung und -erzeugung, als auch hinsichtlich der Vertriebssituation
seien die anderen Versorger nicht gleichartig. Die von der Lage am Rande der Mittelgebir-
ge geprägten geologischen und topografischen Bedingungen in Wetzlar erforderten eine
vergleichsweise große Anzahl an Wasserhochbehältern und Druckzonen, was die Kosten
der Wasserverteilung und –speicherung erhöhe.

Zu den von der Landeskartellbehörde vorgegebenen Preisen sei die Wasserversorgung in
Wetzlar nicht kostendeckend möglich.

Die Landeskartellbehörde verteidigt die angefochtene Verfügung und begehrt mit ihrer ei-
genen Beschwerde die Wiederherstellung der vom Oberlandesgericht aufgehobenen Fest-
stellung, dass die Wasserpreise der enwag schon seit dem 01.07.2005 entsprechend
überhöht gewesen seien. Dies erleichtere den betroffenen Kunden die Rückforderung be-
reits geleisteter Rechnungsbeträge.



Bundesgerichtshof stärkt Behörden

Kartellwächter dürfen Wasser verbilligen
Die Kartellbehörden haben grundsätzlich das Recht, niedrigere Wasserpreise durchzuset-
zen - und dürfen dabei als Vergleichsgrundlage die Preise anderer Anbieter heranziehen.
Das hat der Bundesgerichtshof (BGH) entschieden. Damit bestätigte er das Urteil des
Oberlandesgerichts Frankfurt von November 2008. Außerdem können sie den betroffenen
Wasserversorger in einer sogenannten Beweislastumkehr auffordern, seine höheren Prei-
se zu rechtfertigen: Nicht die Behörde muss also die überhöhten Preise beweisen - son-
dern der Versorger muss beweisen, warum das nach seiner Ansicht nicht der Fall ist. Der
BGH betonte, dass dieser Entscheidung eine "grundsätzliche Bedeutung für die kartell-
rechtlicheMissbrauchskontrolle von Wasserpreisen" zukomme.

Wetzlarer Versorger muss die Preise senken

Im aktuellen Fall unterlag damit der Wasserversorger der Stadt Wetzlar, die Enwag. Sie
hatte nach der Feststellung der Hessischen Landeskartellbehörde Wasser an Privathaus-
halte und Kleingewerbekunden in Wetzlar zu teuer verkauft und war im Jahr 2007 ver-
pflichtet worden, die Wasserpreise um rund 30 Prozent zu senken. Die Enwag, die mehr-
heitlich der Stadt Wetzlar gehört, wehrte sich dagegen. Sie verwies auf eine besondere Si-
tuation der Stadt am Rande des Mittelgebirges. Dadurch sei die Verteilung des Wassers
schwieriger als bei anderen Anbietern.

Allein in Hessen eine Million Kunden betroffen
Die hessische Landeskartellbehörde leitete bislang gegen neun Versorger Kartellverfahren
ein. In drei Fällen ordnete sie Preissenkungen an. Neben Wetzlar sind Unternehmen in
Frankfurt und Kassel betroffen. Wirtschaftsminister Dieter Posch geht von einer bundes-
weiten Signalwirkung des Urteils aus. Seinen Angaben zufolge sind allein in Hessen etwa
eine Million Menschen von den neun laufenden Kartellverfahren betroffen.
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